
 

Gesetzentwurf  

Landesregierung  

Gesetz zu dem Zweiten Medienänderungsstaatsvertrag 
 
 
 
Die Landesregierung legt mit Schreiben vom 15. März 2022 den nachstehenden, durch Kabinetts-
beschluss vom 14. März 2022 gebilligten und festgestellten Gesetzentwurf dem Landtag zur Be-
schlussfassung vor. Der Gesetzentwurf wird vor dem Landtag von dem Minister und Chef der 
Staatskanzlei vertreten.  
 
 
 
A. Problem 

 Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder haben vom 14. bis 27. Dezem-
ber 2021 den Zweiten Medienänderungsstaatsvertrag unterzeichnet. Dieser Staatsvertrag 
ändert den Medienstaatsvertrag und den Jugendmedienschutz-Staatsvertrag und bedarf der 
Zustimmung durch die Landesparlamente. 

 
B. Lösung 

 Mit dem Gesetzentwurf soll die Zustimmung des Landtags zu dem Zweiten Medienände-
rungsstaatsvertrag eingeholt werden.  

 
C. Befristung 

 Eine Befristung des Zustimmungsgesetzes kommt nicht in Betracht. Der Staatsvertrag ent-
hält selbst keine Befristung und kann daher nur in Kraft treten, wenn alle Vertragspartner 
unbedingt und unbefristet zustimmen. 

 
D. Alternativen 

 Keine. 
 
E. Finanzielle Auswirkungen 

 1.  Auswirkungen auf die Finanz-, Vermögens- und Erfolgsrechnung 
 
  Die mit dem Zweiten Medienänderungsstaatsvertrag umzusetzende Anpassung kann 

hinsichtlich der folgenden Punkte zu geringfügigen, nicht konkret zu beziffernden Aus-
wirkungen auf den Landeshaushalt führen:  

 Sofern die Landesregierung oder andere Behörden von Verlautbarungsrechten, 
z.B. nach § 29 HPRG, Gebrauch machen können, sind die Selbstkosten der Ver-
anstalter zu tragen. Sofern nach dem neuen § 7 Abs. 2 MStV zusätzliche Barrie-
refreiheitsanforderungen erfüllt werden müssen, könnten die damit zu erstattenden 
Aufwendungen steigen.  

 Es wird eine Klagemöglichkeit für Verbraucher und nach § 15 Abs.3 Behinder-
tengleichstellungsgesetz anerkannte Verbände eröffnet. Die Anzahl und damit der 
Aufwand durch in Hessen möglicherweise zusätzlich eröffnete Verfahren sowie 
der Umfang, in dem von dieser Rechtsbehelfsmöglichkeit nach Entscheidung der 
LPR Hessen Gebrauch gemacht wird, sind nicht abzusehen. 

 Der nach § 111a  n.F. MStV benannten Stelle werden wenige zusätzliche Aufga-
ben übertragen. Aktuell ist kein Personalmehrbedarf erkennbar, an dem das Land 
Hessen sich beteiligen müsste.   
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 Liquidität Ergebnis 

 Ausgaben Einnahmen Aufwand Ertrag 

Einmalig im 

Haushaltsjahr 

    

Einmalig in künftigen 

Haushaltsjahren 

    

Laufend ab  

Haushaltsjahr  

    

 
 2. Auswirkungen auf die mittelfristige Finanz- und Entwicklungsplanung 

  Keine. 
 
 3. Auswirkungen für hessische Gemeinden und Gemeindeverbände 

  Keine. 
 
F. Unmittelbare oder mittelbare Auswirkungen auf die Chancengleichheit von Frauen 

und Männern 

 Keine. 
  
G. Besondere Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 

 Das Gesetz wurde am Maßstab der UN-Behindertenrechtskonvention überprüft. Es bestand 
kein Änderungsbedarf. 
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D e r  L a n d t a g  w o l l e  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l i e ß e n :  

 
Gesetz 

zu dem Zweiten Medienänderungsstaatsvertrag  
 

Vom 
 
 

§ 1 
 
Dem vom 14. bis 27. Dezember 2021 unterzeichneten Zweiten Medienänderungsstaatsvertrag 
wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird nachstehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 

 

§ 2 
 
Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Art. 3 Abs. 2 Satz 1 in Kraft tritt, ist im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land Hessen bekanntzugeben. Sollte der Staatsvertrag nach seinem 
Art. 3 Abs. 2 Satz 2 gegenstandslos werden, ist dies im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Hessen bekanntzugeben.  
 

§ 3 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
 
 
 
 
 
I. Begründung des Gesetzentwurfs 
 
Zu § 1 

Der Zweite Medienänderungsstaatsvertrag bedarf nach Art. 103 Abs. 2 der Verfassung des Lan-
des Hessen der Zustimmung des Landtags. 
 
Zu § 2 

Der Zweite Medienänderungsstaatsvertrag soll am Tag nach Hinterlegung der letzten Ratifikati-
onsurkunde in Kraft treten, sofern bis zum 31. Dezember 2022 alle Ratifikationsurkunden bei der 
Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt werden. 
Kommt eine Hinterlegung der Ratifikationsurkunden bis dahin nicht zustande, wird der Staats-
vertrag gegenstandslos. Dies ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen bekannt-
zumachen. 
 
Zu § 3 

§ 3 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
 
 
II. Begründung des Zweiten Medienänderungsstaatsvertrages 
 
Siehe Anlage. 
 
 
Wiesbaden, 15. März 2022 

Der Hessische Ministerpräsident: 
Volker Bouffier 

 
 
 
 
Anlage: 

– Zweiter Medienänderungs- 
staatsvertrag und  

– Begründung 
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